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Gesellschaften und Unternehmen

Arbeits- und Aufenthaltsbewilligungen – eine Praxis-
übersicht

Wenn es um das Verhältnis der Schweiz zu ihren europäischen Nachbarn und 
der Welt geht, herrscht derzeit grosse Verunsicherung. Der Grund dafür ist ins-
besondere in der Annahme der Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ 
durch die Schweizer Bevölkerung und deren Auswirkungen auf die schweizeri-
sche Migrations- und Arbeitsmarktpolitik zu suchen. Dieser Beitrag versucht, 
die derzeit und – soweit absehbar – zukünftig gültigen Regelungen im Bereich 
der Arbeits- und Aufenthaltsbewilligungen aufzuzeigen und auf Praxiserfahrun-
gen hinzuweisen.

Migrations- und Arbeitsmarktpolitik
Die Migrations- und Arbeitsmarktpolitik der 
Schweiz ist durch ein duales System gekennzeich-
net. Aus den EU-/EFTA-Staaten erhalten grund-
sätzlich Erwerbstätige aller Qualifikationsstufen 
einen einfachen Zugang zum Arbeitsmarkt. Aus 
allen anderen Staaten – sogenannten Drittstaaten 
– werden in beschränktem Ausmass lediglich gut 
qualifizierte Arbeitskräfte zum Schweizer Arbeits-
markt zugelassen.
 
Die nachfolgenden Ausführungen befassen sich 
in einem ersten Teil deshalb zuerst mit den EU-/
EFTA-Staatsangehörigen und in einem zweiten 
Teil mit den Drittstaatsangehörigen.

Grundsätze EU/EFTA
Zwischen der Schweiz und der EU besteht ein bila-
terales Abkommen über den freien Personenverkehr 
(Freizügigkeitsabkommen). Dieses Freizügigkeits-
abkommen bezweckt unter anderem die schritt-
weise Einführung des freien Personenverkehrs für 
Erwerbstätige (Arbeitnehmer und Selbständiger-
werbende) und für Nichterwerbstätige (beispiels-
weise Rentner oder Privatiers).

Angehörige aus  EU- und EFTA-Staaten haben da-
mit grundsätzlich das Recht, in die Schweiz einzu-
reisen, sich hier aufzuhalten und zu arbeiten. Nicht 
erwerbstätige Personen aus diesen Staaten haben 
ebenfalls einen Anspruch auf Einreise und Aufent-
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halt, sofern sie bestimmte Voraussetzungen erfül-
len und insbesondere über genügend finanzielle 
Mittel verfügen.

Zwischenzeitliche Kontingentierung 
EU/EFTA
Der freie Personenverkehr mit den EU-Staaten wurde 
zwischenzeitlich aufgrund eines Entscheids des Bundes-
rats kontingentiert: Für die EU-Staaten der ersten Er-
weiterungsphase (EU-17; Belgien, Dänemark, Deutsch-
land, Finnland, Frankreich, Griechenland, Österreich, 
Irland, Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, Portugal, 
Schweden, Spanien, Vereinigtes Königreich, Zypern) 
gilt eine Kontingentierung bis zum 1. Juni 2014 und für 
die EU-Staaten der zweiten Erweiterungsphase (EU-8; 
Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, 
Tschechische Republik, Ungarn) galt eine solche bis zum 
1. Mai 2014. Nach dem 1. Juni 2014 bzw. dem 1. Mai 
2014 gelten für die genannten EU-Staaten nun bis zur 
Umsetzung der Volksinitiative „Gegen Masseneinwan-
derung“ keine Kontingente mehr. Spezielle Zulassungs-
beschränkungen gelten derzeit jedoch weiterhin für die 
EU-Staaten Bulgarien und Rumänien (EU-2) sowie für 
Kroatien. Keine Kontingentierung gibt es für Angehörige 
der EFTA-Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.

Nachdem sich die schweizerische Bevölkerung mit der 
Annahme der Volksinitiative „Gegen Masseneinwande-
rung“ für einen Systemwechsel in der Zuwanderungs-
politik der Schweiz ausgesprochen hat, liegt es nun am 
Bundesrat, einen Vorschlag zur konkreten Umsetzung 
dieser Volksinitiative auszuarbeiten. Der Bundesrat hat 
in Aussicht gestellt, diesen mit Spannung erwarteten 
Vorschlag Ende Juni 2014 zu präsentieren.

Praxiserfahrungen EU/EFTA
In der Praxis zeigt sich, dass eine Kontingentie-
rung – zumindest so, wie sie bis anhin gehandhabt 
wurde – keine wesentliche Einschränkung darstellt. 
Erstens gilt die Kontingentierung nur für erstmalig 
ausgestellte Bewilligungen, sodass Verlängerungen 
davon nicht betroffen sind. Zweitens lässt sich ein 
abschlägiger Bescheid durch geschicktes Timing 
weitgehend verhindern, werden doch die neuen 
Kontingente dreimonatlich nach dem Prinzip „first 
in, first served“ vergeben. Drittens gewährt auch der 
Umstand, dass unterjährige Bewilligungen (Kurz-

aufenthaltsbewilligungen) nicht der Kontingentie-
rung unterliegen, gewisse Spielräume.

Grundsätze Drittstaaten
Anders als bei den EU-/EFTA Staatsangehörigen ha-
ben Staatsangehörige aus Drittstaaten relativ strenge 
Voraussetzungen zu erfüllen, um Zugang zum Schwei-
zer Arbeitsmarkt zu erhalten. Erstens ist der Zugang 
zum Schweizer Arbeitsmarkt dauerhaft kontingentiert. 
Sowohl die Zulassung zur Ausübung einer selbständi-
gen als auch einer unselbständigen Erwerbstätigkeit 
muss zweitens dem gesamtwirtschaftlichen Interesse 
der Schweiz entsprechen. Dabei spielen Faktoren wie 
beispielsweise die jeweilige Arbeitsmarktsituation, die 
nachhaltige Wirtschaftsentwicklung, die Integrationsfä-
higkeit des Bewerbers oder die unerwünschte Konkur-
renzierung der einheimischen Arbeitskräfte eine Rolle. 
Drittens werden grundsätzlich nur Führungskräfte, 
Spezialisten und andere qualifizierte Arbeitskräfte zum 
Schweizer Arbeitsmarkt zugelassen.

Unselbständig Erwerbende aus 
Drittstaaten
Eine weitere Voraussetzung für unselbständig Erwer-
bende aus Drittstaaten bildet der sehr weitgehende 
Inländervorrang, der auch Staatsangehörige aus dem 
EU-/EFTA-Raum miteinbezieht. Die Zulassung von 
Drittstaatsangehörigen zum Schweizer Arbeitsmarkt 
ist damit erst möglich, wenn neben den inländischen 
Arbeitskräften keine geeigneten Arbeitnehmer aus 
dem EU-/EFTA-Raum rekrutiert werden können.

Die offenen und potentiell auch von qualifizierten 
Drittstaatsangehörigen zu besetzenden Stellen sind 
vorgängig dem regionalen Arbeitsvermittlungszent-
rum (RAV) zu melden. Dabei ist von vornherein anzu-
geben, dass eine Ausschreibung auch auf der Platt-
form des European Employment Service (EURES) zu 
erfolgen hat. Zusätzlich haben geeignete Suchbemü-
hungen auch über Inserate in der Tages- oder Fach-
presse, elektronischen Medien usw. zu erfolgen. Erst 
wenn gegenüber der Migrationsbehörde dargelegt 
werden kann, dass trotz intensiver Suchbemühungen 
kein geeigneter inländischer bzw. EU-/EFTA-Arbeit-
nehmer gefunden wurde, ist die Anstellung eines 
qualifizierten Drittstaatsangehörigen erlaubt. Dass 
dem Arbeitnehmer die in der Schweiz üblichen Lohn- 
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und Arbeitsbedingungen geboten werden müssen, 
ist angesichts der hohen Hürde des Inländervorrangs 
kaum erwähnenswert.

Exkurs: Betrieblicher Kadertransfer
Im Sinne einer Ausnahme zum oben dargestellten 
Inländervorrang besteht die Möglichkeit, dass inter-
national tätige Unternehmen in der Schweiz innerbe-
trieblich Führungskräfte rekrutieren können. Dieser 
betriebliche Kadertransfer ist allerdings lediglich für 
Kaderangehörige und leitende Angestellte mit weitrei-
chender betrieblicher Verantwortung und entsprechen-
den Handlungskompetenzen sowie für unentbehrliche 
Spezialisten eine Option.

Das vereinfachte Verfahren des betrieblichen Kader-
transfers ermöglicht einen vorübergehenden oder un-
befristeten Beizug solcher Arbeitskräfte, ohne dass 
der Inländervorrang zur Anwendung gelangt.

Praxiserfahrungen unselbständig 
Erwerbende aus Drittstaaten
In der Praxis zeigt sich auch betreffend die Drittstaats-
angehörigen, dass die dauerhafte Kontingentierung des 
Zugangs zum Schweizer Arbeitsmarkt in den meisten 
Fällen kein Problem darstellt. Oftmals werden die beste-
henden Kontingente nämlich nicht ausgeschöpft. Der 
Inländervorrang hingegen erweist sich sowohl inhalt-
lich als auch administrativ als eine sehr hohe Hürde. Es 
ist insbesondere empfehlenswert, die entsprechenden 
Suchbemühungen vollständig und frühzeitig einzuleiten 
und diese auch zu dokumentieren. Eine mögliche Vari-
ante stellt – unter besonderen Umständen – das Instru-
ment des betrieblichen Kadertransfers in internationa-
len Unternehmen dar.

Selbständig Erwerbende aus Dritt-
staaten
Sofern ein gesamtwirtschaftliches Interesse besteht, 
kann ein qualifizierter Drittstaatsangehöriger unter Um-
ständen auch eine selbständige Erwerbstätigkeit in der 
Schweiz aufnehmen. Die Hürde besteht hierbei aller-
dings darin, die Voraussetzung des gesamtwirtschaft-
lichen Interesses zu belegen bzw. nachzuweisen, dass 
die selbständige Geschäftstätigkeit nachhaltig positive 
Auswirkungen auf den Schweizer Arbeitsmarkt hat. 

Von solchen Auswirkungen kann in der Regel nur ge-
sprochen werden, wenn der selbständig erwerbstätige 
Drittstaatsangehörige zur branchenspezifischen Diver-
sifikation der regionalen Wirtschaft beiträgt, mehrere 
Arbeitsplätze für Einheimische erhält oder schafft, er-
hebliche Investitionen tätigt und neue Aufträge für die 
Schweizer Wirtschaft generiert.

Um die finanziellen und betrieblichen Voraussetzungen 
prüfen zu können, ist der Migrationsbehörde ein um-
fassender Businessplan einzureichen, der insbesonde-
re über die vorgesehenen Aktivitäten, Marktchancen, 
Entwicklungen der personellen Kapazitäten (quantitativ 
und qualitativ) sowie über geplante Investitionen, Um-
sätze und Erträge Aufschluss zu geben hat.

Die Migrationsbehörde knüpft die Weiterführung einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit an die Bedingung, dass 
die im Businessplan aufgezeigten Entwicklungen des 
Unternehmens tatsächlich eintreten. Der selbständig 
erwerbende Drittstaatsangehörige hat entsprechend 
über mehrere Jahre hinweg jährlich nachzuweisen, dass 
sich sein Unternehmen entsprechend dem Businessplan 
entwickelt.

Praxiserfahrungen selbständig Er-
werbende aus Drittstaaten
In der Praxis zeigt sich, dass die Migrationsbehörde die 
Prüfung nach sehr strengen Kriterien vornimmt und es 
deshalb nicht angezeigt ist, unrealistische oder über-
höht optimistische Entwicklungen im Businessplan auf-
zuzeigen. Können diese nämlich in der Folge nicht erfüllt 
werden, entzieht die Migrationsbehörde die Bewilligung 
zur selbständigen Erwerbstätigkeit ungeachtet weiterer 
Umstände.

Exkurs: Gründung von Gesellschaf-
ten in der Schweiz
Sowohl EU-/EFTA-Staatsangehörige als auch Staatsan-
gehörige von Drittstaaten können in der Schweiz unab-
hängig von ihrem Wohnsitz uneingeschränkt Gesellschaf-
ten gründen. Die beliebtesten Gesellschaftsformen bilden 
dabei die Aktiengesellschaft (AG) oder die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung (GmbH). Die beiden Gesell-
schaftsformen sind sehr ähnlich ausgestaltet und unter-
scheiden sich im Wesentlichen durch das Mindestkapital 
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Grundbuchauszug
Am Anfang der Überprüfung der rechtlichen Ausgangs-
lage steht immer der Blick ins Grundbuch. Dem Grund-
buchauszug kann entnommen werden, wer Eigentümer 
eines Grundstücks ist, wie sich dieses Grundstück be-
schreibt (Fläche, Bebauungsart, Katasterschatzung 
etc.) und welche Einträge zusätzlich bestehen. Zusätz-
liche Einträge sind insbesondere Dienstbarkeiten, Vor- 
und Anmerkungen (z.B. vorgemerkte Mietverträge, 
Verfügungsbeschränkungen, Nutzungs- und Verwal-

tungsordnungen der Miteigentümer, Bebauungspläne 
etc.), aber auch Kaufs-, Vorkaufs- oder Rückkaufsrech-
te. Schliesslich gibt der Grundbuchauszug auch Hinwei-
se auf vorhandene Pfandrechte, welche in der Regel zur 
Sicherung von Hypothekardarlehen begründet wurden.

Grundbuchauszüge können bei den Grundbuchämtern 
mit Interessennachweis bestellt werden, Notarinnen 
und Notare haben im Rahmen ihrer notariellen Tätigkeit 
freien (elektronischen) Zugang zum Grundbuch.

Bau und Miete

Beachtenswertes beim Immobilienkauf
Ob Sie den Traum vom Eigenheim verwirklichen wollen, eine Geschäftsliegen-
schaft erwerben oder im Immobilienhandel tätig sind, bei der Abwicklung eines 
Grundstückskaufs gibt es Wichtiges zu beachten. Entscheidend ist neben der 
Besichtigung der örtlichen Gegebenheiten – gegebenenfalls unter Beizug eines 
Immobilienschätzers – und der Finanzierungsregelung mit den Banken insbeson-
dere auch die sorgfältige Prüfung der rechtlichen Ausgangslage. Der vorliegende 
Beitrag soll einen Überblick über die wichtigsten Fragen aus der Praxis geben, 
welche es rechtzeitig zusammen mit der Notarin oder dem Notar zu prüfen gilt. 
Aus aktuellem Anlass wird dabei besonderes Augenmerk auf die Lex Koller gelegt.

(bei der AG CHF 100‘000.00 und bei der GmbH CHF 
20‘000.00) sowie durch den Umstand, dass die Gesell-
schafter und deren Beteiligungen nur bei der GmbH di-
rekt aus dem Handelsregister ersichtlich sind.

Für die Gründung einer Gesellschaft muss aber zwin-
gend ein Kapitaleinzahlungskonto bei einer Schweizer 
Bank eröffnet werden. In der Praxis ist es aber für ge-
wisse Staatsangehörige sehr schwierig, überhaupt das 
notwendige Kapitaleinzahlungskonto zu eröffnen. Es ist 
daher empfehlenswert, sich frühzeitig mit den Notaren 
und den „Special-Desks“ der beteiligten Banken in Ver-
bindung zu setzen.

Fazit
Der Zugang für EU-/EFTA-Staatsangehörige zum 
Schweizer Arbeitsmarkt ist seit Einführung der Perso-

nenfreizügigkeit relativ problemlos und ohne grössere 
administrative Massnahmen möglich. Es wird sich zu-
künftig zeigen, ob durch die restriktivere Migrations- 
und Arbeitsmarktpolitik die Hürden für die EU-Staats-
angehörigen – und insbesondere für die Schweizer 
Unternehmen, die auf diese Arbeitskräfte angewiesen 
sind – wieder erhöht werden. Für Drittstaatsangehörige 
gestaltet sich der Zugang zum Schweizer Arbeitsmarkt 
um einiges schwieriger. Es ist daher den Drittstaatsan-
gehörigen bzw. den betroffenen Unternehmen zu emp-
fehlen, die Möglichkeiten und die Vorgehensweise bei 
der Rekrutierung oder der Aufnahme einer selbständi-
gen Tätigkeit frühzeitig sorgfältig zu evaluieren.

Nils Grossenbacher
Partner
Rechtsanwalt • Notar
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Verkäuferseite
Auf der Verkäuferseite sind diverse Konstellationen 
zu berücksichtigen, welche den Verkauf von einer Zu-
stimmung oder Bewilligung abhängig machen können. 
Wenn das zu verkaufende Grundstück beispielsweise 
als Familienwohnung dient, hat bei verheirateten Paa-
ren oder eingetragenen Partnern der (Ehe-)Partner dem 
Verkauf zwingend zuzustimmen. Möglich ist auch, dass 
die Verkäuferschaft für den Erwerb von Wohneigentum 
Gelder aus der Pensionskasse vorbezogen hat – diese 
Tatsache wird im Grundbuch angemerkt. In diesem Fall 
kann der Verkauf erst beim Grundbuchamt angemeldet 
werden, wenn die vorbezogenen Gelder der Pensions-
kasse zurückerstattet wurden oder wenn diese dem 
Erwerb schriftlich zustimmt (weil beispielsweise der 
Vorbezug in ein Ersatzobjekt investiert wird). Handelt 
es sich beim Kaufobjekt schliesslich um ein Stockwerk-
eigentums-, Miteigentums- oder Baurechtsgrundstück, 
ist zu prüfen, ob ein Vorkaufsrecht eingetragen bzw. 
ausgeschlossen wurde. Ist ein Vorkaufsfall gegeben und 
sind Berechtigte zu berücksichtigen, können diese ent-
weder grundsätzlich auf die aktuelle Ausübung verzich-
ten oder sie verzichten nach Prüfung der aktuellen Ver-
kaufskonditionen, andernfalls kann der Verkauf nicht an 
die vorgesehene Käuferschaft erfolgen.

Käuferseite
Wird ein Grundstück durch mehrere Parteien gemein-
sam erworben, können sie dies in der Form des Mitei-
gentums oder Gesamteigentums tun. Die rechtlichen 
Auswirkungen sind unterschiedlich und können vor 
allem bei Ehe- oder Lebenspartnern eine grosse Rolle 
spielen. So kann es bei einer Trennung oder auch im 
Hinblick auf den Erbfall zentral sein, wie die Beteiligun-
gen ausgestaltet werden. Unter Umständen ist es auch 
ratsam, festzuhalten, wer welchen Anteil am Kauf finan-
ziert hat. Häufig macht es beim gemeinsamen Erwerb 
von Immobilien sodann Sinn, zusätzlich zum Kaufvertrag 
einen separaten Vertrag (Darlehensvertrag, Ehe- und/
oder Erbvertrag, Gesellschaftsvertrag) abzuschliessen. 
Diese Fragen sollten zusammen mit dem Notar/der No-
tarin geklärt werden.

Handlungsfähigkeit der Parteien
Voraussetzung für den Abschluss eines Grundstück-
kaufvertrags ist die Handlungsfähigkeit der Parteien. Ist 
eine der Vertragsparteien eine juristische Person, gilt es 
zu beachten, dass die Vertreter derselben zum Abschluss 

von Grundstücksgeschäften befugt sein müssen (eine 
Prokura ist nicht immer genügend). Zu prüfen ist auch, 
ob der Immobilienkauf vom Zweck der Gesellschaft ge-
deckt ist, was aber in der Regel der Fall ist. Natürliche 
Personen sind handlungsfähig, wenn sie volljährig und 
urteilsfähig sind. Die Handlungsfähigkeit kann einge-
schränkt sein, wenn eine Person unter Beistandschaft 
steht. Für den Fall, dass eine Partei noch nicht volljährig 
ist oder unter Beistandschaft steht, haben die gesetzli-
chen Vertreter beim Vertragsabschluss mitzuwirken.

„Lex Koller“
Besonderes Augenmerk sollte sowohl bei Privatpar-
teien als auch bei juristischen Personen darauf gelegt 
werden, ob die Erwerber der Bewilligungspflicht gemäss 
dem Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken 
durch Personen im Ausland (BewG, „Lex Koller“) un-
terliegen. Eine Bewilligung der zuständigen kantonalen 
Behörde ist dann Gültigkeitsvoraussetzung für den Er-
werb, wenn es sich beim Käufer um eine Person im Aus-
land handelt, keine Ausnahme von der Bewilligungs-
pflicht besteht und ein Grundstückserwerb im Sinne des 
Gesetzes vorliegt.

Keine „Personen im Ausland“ sind EU-/EFTA-Staats-
angehörige mit rechtmässigem und tatsächlichem 
Wohnsitz in der Schweiz – sie unterliegen dem BewG 
nicht. Angehörige von Drittstaaten (Nicht EU-/EFTA-
Staaten) mit rechtmässigem und tatsächlichem Wohn-
sitz in der Schweiz dürfen für eigene Wohnzwecke ein 
Grundstück erwerben. Juristische Personen mit Sitz im 
Ausland können lediglich Betriebsstätten erwerben, ju-
ristische Personen mit Sitz in der Schweiz dürfen hin-
gegen ohne Einschränkungen Grundstücke erwerben, 
sofern sie nicht als ausländisch beherrscht gelten. Eine 
ausländische Beherrschung liegt vor, wenn Personen 
im Ausland mehr als einen Drittel des Kapitals oder des 
Stimmrechts besitzen oder bedeutende Darlehen (hier 
ist insbesondere an Banken zu denken) gewährt haben.

Als „Erwerb eines Grundstücks“ gilt neben dem Er-
werb des Eigentums an einem Grundstück (zu Allein-, 
Mit- oder Gesamteigentum) auch die Begründung ei-
nes Baurechts, Wohnrechts oder einer Nutzniessung. 
Weiter fallen darunter der Erwerb von Anteilen an ei-
ner juristischen Person bzw. einer vermögensfähigen 
Gesellschaft, deren tatsächlicher Zweck der Kauf von 
Grundstücken ist (mit Ausnahme des Erwerbs kotier-
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ter Anteile an einer Börse in der Schweiz), der Erwerb 
eines Anteils an einem Immobilienanlagefonds, dessen 
Anteile auf dem Markt nicht regelmässig gehandelt 
werden (weitere Ausnahmen sind vorgesehen) sowie 
die Begründung und Ausübung eines Kaufs-, Vorkaufs- 
oder Rückkaufsrechts an einem Grundstück. Auch der 
Erwerb anderer Rechte, die dem Erwerber eine grund-
eigentümer-ähnliche Stellung verschaffen, fallen unter 
den Anwendungsbereich des Gesetzes (z.B. das Ein-
gehen eines langjährigen Mietvertrags mit unüblichen 
Vertragsbestimmungen). Schliesslich gilt auch die Ver-
legung des Gesellschaftssitzes ins Ausland, wenn die 
Gesellschaft Rechte an einem Grundstück beibehält, als 
Erwerb gemäss Lex Koller.

Als Ausnahmetatbestände sind neben diversen anderen 
insbesondere der Erwerb eines Grundstücks, das der 
Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit (so genann-
tes Betriebsstätte-Grundstück) oder der Erwerb einer 
Hauptwohnung am Ort des rechtmässigen und tatsäch-
lichen Wohnsitzes, zu nennen.

Die Lex Koller ist immer wieder politisches Thema. Ak-
tuell haben sich zwar alle Parteien gegen deren grund-
sätzliche Abschaffung ausgesprochen. Umstritten sind 
aber allfällige Verschärfungen, welche aufgrund zweier 
im Nationalrat eingereichter Motionen diskutiert wer-
den: Die Ausnahme von der Bewilligungspflicht für 
den Erwerb von Gewerbeliegenschaften oder Anteilen 
an Immobilienfonds sowie die bewilligungsfreie Betei-
ligung von Personen im Ausland an börsenkotierten 
Immobiliengesellschaften sollen abgeschafft werden, 
Ausnahmen soll es nur für Hotelliegenschaften und 
Tourismusprojekte geben. Das Hauptargument für die 
geplante Verschärfung lautet, dass das ausländische 
Kapital die Immobilienpreise und Mieten in der Schweiz 
in die Höhe treibe. Der Ball liegt nun beim Ständerat, 
welcher die Motionen als nächster zu behandeln hat.

Baubeschränkungen und bäuerliches 
Bodenrecht
Natürlich ist beim Grundstückserwerb auch darauf zu 
achten, ob das Kaufobjekt in der Bauzone liegt und ob 
Baubeschränkungen oder Dienstbarkeiten einem aktu-
ellen oder künftigen Bauprojekt entgegenstehen könn-
ten. Handelt es sich um Landwirtschaftsland, unterliegt 
der Erwerb unter Umständen dem Bundesgesetz über 

das bäuerliche Bodenrecht (BGBB): Dieses regelt, wer 
unter welchen Voraussetzungen landwirtschaftliche Ge-
werbe und Grundstücke erwerben darf, es beschränkt 
zudem deren Verpfändung, Teilung und Zerstückelung. 
Je nach Konstellation ist eine Übertragung von Grund-
eigentum aufgrund des BGBB ausgeschlossen, oder es 
ist ein Bewilligungsgesuch bei den zuständigen kanto-
nalen Behörden einzureichen. Sind Baubeschränkungen 
von öffentlich-rechtlicher oder von privater Seite einge-
tragen, macht es Sinn, die den Einträgen zugrundelie-
genden Belege (z.B. Gestaltungspläne oder Dienstbar-
keitsverträge) im Detail zu prüfen. Allenfalls kann auch 
schon beim Abschluss des Kaufvertrags zusammen mit 
dem Notar/der Notarin eine Bereinigung der Einträge 
herbeigeführt werden.

Grundpfandrechte
Die im Grundbuch eingetragenen Grundpfandrechte 
(Grundpfandverschreibung, Papier- oder Register-
Schuldbrief) gehen ohne anderweitige Regelung beim 
Verkauf eines Grundstücks auf den Käufer über. Han-
delt es sich bei den Pfandrechten um solche zur Siche-
rung von Hypothekardarlehen, gilt es, mit den finanzie-
renden Banken rechtzeitig eine Lösung zu finden. Sind 
Pfandtitel privat ausgegeben worden (beispielsweise 
Inhaber-Schuldbriefe zur Sicherung von privaten Darle-
hen), so müssen diese Titel eingeholt und der Käufer-
schaft übergeben werden. Wenn die Papiere nicht mehr 
auffindbar sind, ist vor Abschluss des Kaufvertrags 
ein Kraftloserklärungsverfahren der Titel beim Gericht 
durchzuführen, was einige Monate in Anspruch nehmen 
kann. Schliesslich können auch sogenannte gesetzliche 
Pfandrechte im Grundbuch eingetragen sein, beispiels-
weise Bauhandwerkerpfandrechte oder Pfandrechte zur 
Sicherung ausstehender Beiträge an Stockwerkeigen-
tümergemeinschaften. Der Notar/die Notarin klärt mit 
den Parteien den Handlungsbedarf und wirkt auf eine 
entsprechende Bereinigung hin.

Steuern und übrige Kosten
Zu beachten sind immer auch die steuerlichen Aspekte 
einer Grundstücksübertragung, häufig bestehen hier 
Optimierungsmöglichkeiten. Je nach Ausgestaltung 
der gewünschten Übertragung kann der Anfall von 
Handänderungssteuern, Grundstücksgewinnsteuern 
(Privatvermögen) bzw. Gewinnsteuern (Geschäftsver-
mögen), aber auch Erbschaftssteuern vermieden oder 
zumindest verringert werden. Juristische Personen 
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In eigener Sache

Netzwerkpartner
Wir betreuen insbesondere komplexe Angelegenheiten und Projekte unserer 
Mandanten häufig fachübergreifend in Teams – dies selbstverständlich immer 
mit dem Anspruch, dass die in den relevanten Rechtsgebieten am besten quali-
fizierten Anwältinnen und Anwälte den Fall bearbeiten.
In solchen Projekten spielt aber immer mehr auch die interdisziplinäre Zusam-
menarbeit eine Rolle. Deshalb sind wir mit ausgewählten Experten im In- und 
Ausland vernetzt. Damit können wir den von uns betreuten Unternehmen und 
Privatpersonen höchste Qualität und massgeschneiderte Lösungen bieten.

Immobilien
Bei der Suche nach einem geeigneten Grundstück 
oder der Prüfung, welcher Preis für ein Kaufobjekt an-
gemessen ist, arbeiten wir mit professionellen Immo-
bilienvermittlern oder Schätzungsexperten zusammen. 
Ebenso kooperieren wir im Bereich der Immobilienfi-
nanzierung mit spezialisierten Dienstleistern. Gerne 
ermöglichen wir unseren Mandanten einen unkompli-
zierten und unverbindlichen Erstkontakt. 

Juristische Personen und Gesell-
schaften
Bei Gründungen und Umstrukturierungen von Aktien-
gesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung oder Stiftungen sowie der Errichtung von Zweig-
niederlassungen arbeiten wir mit bewährten Experten in 

den Bereichen Treuhand, Revision oder Unternehmens-
beratung zusammen. Das für eine Gesellschaftsgrün-
dung notwendige Kapitaleinzahlungskonto kann unser 
Notariatsteam dank besten Kontakten zu regional und 
überregional tätigen Banken innert kürzester Frist er-
öffnen lassen.

Steuern
Auch komplexere Steuerfragen, die Einholung von 
Steuerrulings oder die Suche nach dem idealen Stand-
ort sind dank der eingespielten Zusammenarbeit mit 
Steuerexperten rasch und effizient geklärt. Schliess-
lich arbeiten wir mit ausgesuchten Partnern zusam-
men, welche unseren Mandanten als Dienstleistung 
Geschäftsräume zur Verfügung stellen sowie die Über-
nahme von Verwaltungsratsmandaten oder auch die 
komplette Administration des Unternehmens bieten. 

können zudem Optimierungspotential im Zusammen-
hang mit der Mehrwertsteuer prüfen. Vielfach besteht 
auch ein erhebliches Kosteneinsparungspotential im 
Rahmen von Umstrukturierungen, wenn Grundstücke 
im Portfolio enthalten sind – beispielsweise kann ein 
Verfahren nach Fusionsgesetz steuerneutral ausge-
staltet werden.

Zusammenfassung
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass 
eine erfolgreiche Immobilienübertragung nebst der 
Verhandlung von zentralen Vertragseckpfeilern wie 
Kaufpreis, Zahlungsmodalitäten oder Zeitpunkt des 

Eigentumsübergangs auch davon abhängen kann, 
dass allfällige rechtliche Hindernisse rechtzeitig an-
gepackt werden. Unser Notariatsteam berät Sie ger-
ne zu sämtlichen Fragestellungen im Zusammenhang 
mit dem Immobilienkauf und -verkauf. Die enge Zu-
sammenarbeit mit unseren Netzwerkpartnern – in den 
Bereichen Vermittlung, Schätzung und Finanzierung 
sowie in steuerlichen Belangen – ermöglicht es uns, 
Ihnen einen rundum reibungslosen Ablauf zu bieten.

Claudia Keller Lüthi
Partnerin
Rechtsanwältin • Notarin
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